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Bei SchritIveichr und Zahlung bitte angeben! Danke! 

Anzeige wegen des Verdachts der Rechtsbeugung gemäß § 339 StGB 

Sehr geehrte Damen und Herren, 
sehr geehrter Herr Generalbundesanwalt, 

als Pflichtverteidiger des Untergebrachten Herrn 11111111111.1111111•11111111111111111 
411111Millespr teile ich den nachfolgend geschilderten Sachverhalt mit und 
bitte nach vorheriger reiflicher Überlegung um Prüfung, ob Ermittlungen wegen des 
Verdachts der Rechtsbeugung gemäß § 339 StGB gegen die Richterinnen der Gro-
ßen Strafvollstreckungskammer des Landgerichts  

• Herrn Vorsitzenden Richter am Landgericht«. 
• Herrn Richter am Landgericht all, und 
• Frau Richterin am Landgericht 

sowie die Richter des I . Strafsenats des ISM» Oberlandesgerichtes— 
11111 

• Herrn Vorsitzenden Richter am Oberlandesgericht, 
• Herrn Richter am Oberlandesgericht und 
• Herren Richter am Amtsgerichte 

aufzunehmen sind. 

Mit dieser Eingabe wende ich mich an die oberste Ermittlungsbehörde der Bundes-
re ublik Deutschland, weil die Inanspruchnahme einer im Bundeslande 

ansässigen Ermittlungsbehörde untunlich erscheint, unter anderem wegen der 
Mitwirkung der Staatsanwaltschaft bei dem Landgericht sowie 
der Generalstaatsanwaltschaft beim Oberlandesgericht41.11.1. an dem 
nachfolgend geschilderten Verfahren. 

kanzlei-doehme e,t-on mea Intemet:leitsatzkommentar. 
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1. Sachverhalt 

He befindet sich aufgrund eines Urteils des LandgerichtsaMIIIP 
Ilailivom 17.03.2010 seit dem 25.03.2010 gemäß § 63 StGB in einem psychiatrischen 
Krankenhaus. Aktuell beträgt die Unterbringungsdauer mehr als 8,5 Jahre. 

Im Jahr 2017 ist ein weiteres Überprüfungsverfahren eingeleitet worden. Mit Be-
schluss vom 29.05.2017 ordnete die zuständige Strafvollstreckungskammer die Ein-
holung eines schriftlichen externen forensisch-psychotherapeutischen Sachverstän-
digengutachtens an (1 StVK 57/11). 

Der von der Strafvollstreckungskammer beauftragte externe Sachverständige er-
stattete sein schriftliches, 42 Seiten umfassendes Gutachten am 09.10.2017. 

Mit Schriftsatz vom 25.10.2017 beantragte der wissenschaftliche beratene Unter-
zeichner, die mit Urteil des Landgerichts1M111.1. am 22.02.2010 angeordnete 
Unterbringung in einem psychiatrischen Krankenhaus für erledigt zu erklären, hilfs-
weise die weitere Vollstreckung der Maßregel zu Bewährung auszusetzen. 

Weitere umfangreiche Einwendungen gegen die Fortdauer der Freiheitsentziehung 
erhob der Unterzeichner für den Untergebrachten mit den Schriftsätzen vom 
13.11.2017,10.11.2017, 20.11.2017 und 27.11.2017. Wegen der weiteren diesbezügli-
chen Einzelheiten nimmt der Unterzeichner Bezug auf den Inhalt der genannten 
Schriftstücke, die sich in den Strafvolistreckungsakten mit dem genannten Ge-
schäftszeichen befinden. 

Am 13.02.2018 fand in der Mal3regelvolizugseinrichtung 111111111111111.1 ein Anhö-
rungstermin statt, unter anderem weil die Verteidigung nicht auf eine Anhörung des 
vom Gericht beauftragten externen Sachverständigen verzichtet hatte. 

Den Verlauf des Anhörungstermins schilderte der Unterzeichner mit Schriftsatz vom 
13.02.2018, auf dessen Inhalt ebenfalls wegen der Einzelheiten Bezug genommen 
wird. Die sofortige Reaktion der Verteidigung war geboten, weil sie zur Vorbereitung 
der Befragung des externen Sachverständigen einen umfangreichen Fragenkata-
log vorbereitet hatte. Dieser Katalog umfasste 99 Fragen an den Sachverständigen. 
Mit der Befragung des Sachverständigen konnte die Verteidigung zunächst begin-
nen. Nach der 13. Frage beendete der Vorsitzende der Strafvollstreckungskammer 
ohne sachlichen Grund den Anhörungstermin um 10:23 Uhr. Nach kurzen weiteren 
Erörterungen begründete der Vorsitzende der Strafvollstreckungskammer den Ab-
bruch der Befragung nicht nachvollziehbar damit, auf die Fragen der Verteidigung 
könne der Sachverständige nicht vorbereitet sein. Die Verteidigung dürfe keine Fra-
gen stellen, auf die der Sachverständige sich nicht habe vorbereiten können. Die 
Verteidigung müsse die Fragen schriftlich vorlegen. Wegen der weiteren diesbezüg-
lichen Einzelheiten wird nochmals auf den Inhalt des Schriftsatzes vom 13.02.2018 
Bezug genommen. Dieser Schriftsatz enthält auch die von der Verteidigung vorbe-
reiteten und streng sachbezogenen Fragen. 

Den vorbereiteten schriftlichen Fragenkatalog leitete die Strafvollstreckungskammer 
an den externen Sachverständigen weiter. Dieser gab am 08.03.2018 eine schriftli-
che und nur pauschale Stellungnahme ab, ohne die im schriftlich vorliegenden Fra- 
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gen der Verteidigung zu beantworten. Dies rügte die Verteidigung mit weiterem 
Schriftsatz vom 12.04.2018, weil die von ihr vorbereiteten Fragen dem externen 
Sachverständigen schriftlich übersandt werden sollten, um diese zumindest an einer 
entsprechenden „Vorbereitung" beantworten zu können. 

Die Strafvollstreckungskammer reagierte darauf nicht. Am 16.04.2018 fasste sie statt-
dessen den Beschluss, dass die Fortdauer der Unterbringung des Herrne1111.1. 
in einem psychiatrischen Krankenhaus angeordnet wird. 

Gegen diesen Beschluss erhob die Verteidigung mit Schriftsatz vom 03.05.2018 sofor-
tige Beschwerde, die mit weiterem Schriftsatz vom 11.05.2018 ausführlich begründet 
worden ist. Insbesondere führte die Verteidigung aus, die sofortige Beschwerde sei 
allein wegen der verfassungswidrigen Aushebelung des Fragerecht der Verteidi-
gung begründet. Habe die Verteidigung ihre Fragen vollständig stellen können, 
wäre aufgrund der Antworten des externen Sachverständigen deutlich zutage ge-
treten, dass dem beauftragten Sachverständigen die erforderliche Sachkunde 
fehlt, dieser insbesondere nicht bereit sei, wissenschaftlich zu arbeiten. 

Die Generalstaatsanwaltschaft effl» nahm mit Schreiben vom 05.06.2018 
zum Beschwerdevorbringen Stellung. Zur offensichtlichen Verletzung der einschlägi-
gen Verfahrensbestimmungen äußerte er sich nicht. Darauf erwiderte die Verteidi-
gung mit weiterem Schriftsatz vom 13.06.2018. 

Mit Beschluss vom 26.06.2018- 1 WS 136/18 - verwarf der 1. Strafsenat des«, 
Inas 

 
Oberlandesgerichtes die sofortige Beschwerde als unbegrün-

det. In diesen Beschluss behandelte das Oberlandesgericht die Rüge, die Verteidi-
gungsrechte sei massiv eingeschränkt worden, wie folgt: 

„... Eine weitere Stellungnahme des externen Sachverständigen Drinan> dem 
von dem Verteidiger im Schriftsatz vom 13. Februar 2018 ausformulierten Fragen war 
weder aus Gründen der Sttchaufklärung noch zur Wahrung des rechtlichen Gehörs 
erforderlich. Die Ausführungen des Arztes für Psychotherapeutische Medizin DAMM 

Illiwaren für die Entscheidung über die Fortdauer der MaBregelvollstreckung 
schon deshalb nicht erheblich, weil diesem die hinreichende Sachkunde und Erfah-
rung zur Beurteilung der hierbei relevanten Fragestellungen fehlt; auf die Gründe des 
Senatsbeschlusses vorn 5. April 2017 kann verwiesen werden. Im übrigen hat sich der 
Sachverständige Dr.—in seinem schriftlichen Gutachten vom 8. März 2018 er-
schöpfend mit den abweichenden Ansichten des Drillelinauseinandergesetzt, 
wobei ihm auch dessen Stellungnahme vom 27. Februar 2017 (enthalten im Sonder-
heft I 'medizinische/psychologische Gutachten') vorgelegen hat (vgl. S. 3 und 24 des 
schriftlichen Gutachtens). Soweit die weiteren Fragen aus dem Schriftsatz vom 13. 
Februar 2018 auf einzelne, in der medizinischen Verlaufsdokumentation der Unter-
bringungseinrichtung dokumentierte Vorfälle Bezug nehmen, ist deren tatsächliche 
Feststellung nicht Gegenstand der Gutachtensfrage. Für Zweifel, dass sich die Vorfäl-
le so zugetragen haben, wie von der Klinik dokumentiert, besteht aus Sicht des Se-
nats kein Anlass. Zu ihrer Relevant für die Diagnose und Sozialprognose des Be-
schwerdeführers hat der externe Sachverständige schlüssig Stellung genommen...." 

Nach Ansicht des Unterzeichners kann die Prüfung der Frage, ob Ermittlungen we-
gen des Verdachts der Rechtsbeugung einzuleiten sind, nur anhand der Strafvoll-
streckungsakten mit dem Geschäftszeichen 1 StVK 57/11 beantwortet werden. 
Sämtliche Schriftstücke, die vorstehend erwähnt worden sind, befinden sich in die- 
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sen Akten. Es wird daher zunächst darauf verachtet, diese Schriftstücke zu Beweis-
zwecken diesem Schreiben beizufügen. 

2. Rechtliche Bewertung (vorläufig) 

Die'Prüfung der Frage, ob die oben genannten Richterinnen in dem Fall des Herrn 
oder Begehung einer Rechtsbeugung gemäß § 339 StGB verdächtig sind, 
drängt sich auf. 

(1) Sie haben in ihrer originären Funktion als Richterinnen eine ausschließlich Richte-
rinnen zugewiesene Rechtssache geleitet und entschieden. 

(2) Sie haben in dem geschilderten Fall das Recht gebeugt, indem sie durch falsche 
Anwendung von Verfahrensvorschriften einen elementaren Verstoß gegen die 
Rechtspflege begingen und sich damit bewusst in schwerwiegender Weise vom 
Gesetz entfernten und ihr Handeln statt an Gesetz und Recht an Maßstäben aus-
richteten, die im Gesetz zweifelsfrei keinen Ausdruck gefunden haben. 

Die als Beschuldigte in BetraOht kommenden Richterinnen trafen ihre strafvollstre-
ckungsrechtichen Entscheidungen Ober die Fortdauer der langjährigen Freiheitsent-
ziehung ohne Einhaltung der zwingenden und verfassungsrechtlich abgesicherten 
Verfahrensvorschriften. 

Das Recht ist gebeugt, wenn eine Entscheidung ergeht, die objektiv im Widerspruch 
zu Recht und Gesetz steht. Hierfür ist einerseits ein elementarer Verstoß oder offen-
sichtlicher Willkürakt gegen die Rechtspflege erforderlich. Andererseits setzt eine 
Rechtsbeugung ein bewusstes Sich-Entfernen vom Gesetz in schwerwiegender Wei-
se sowie ein Ausrichten des Handelns anstelle von Gesetz und Recht an Maßstäben, 
die im Gesetz keinen Ausdruck gefunden haben, voraus.' Ob ein elementarer Ver-
stoß vorliegt, ist auf Grundlage einer wertenden Gesamtbetrachtung aller Umstän-
de zu entscheiden. Bei einem Verstoß gegen Verfahrensrecht kann neben dessen 
Ausmaß und Schwere insbesondere auch Bedeutung erlangen, welche Folgen die-
ser für die Partei hatte, inwieweit die Entscheidung materiell rechtskonform blieb 
und von welchen Motiven sich der die Rechtssache Leitende leiten ließ.2  

(3) Die am Verfahren beteiligten Richterinnen und Richter verletzten Verfahrensvor-
schriften (§§ 463 IV 6, 454 113 StPO). Sie begingen damit nach wertender Betracht-
ung einen elementaren Verstoß gegen die Rechtspflege. 

Die Strafvollstreckungskammer beauftragte einen externen Sachverständigen. Die-
sem ist gemäß § 463 IV 6 StPO Einsicht in die Patlerdenaldendaten des Krankenhau-
ses zu gewähren. Folgerichtig kann eine Überprüfung des von einem externen 
Sachverständigen erstellten Gutachtens im Sinne einer umfassenden Sachverhalts-
aufklärung nur erfolgen, wenn die anderen Verfahrensbeteiligten, insbesondere die 
Strafvollstreckungskammer, der Untergebrachte und seine Verteidigung Kenntnis 
von den Daten haben, die sich aus den Patientenakten ergeben und dem exter-
nen Gutachten zugrunde liegen. 

1 Schönke/Schröder-Heine/Hecker, StGB, 29. Aufl. 2014, § 339 Rn. 10) 
2 siehe BGH, Urteil vom 13.05.2015 - 3 StR 498/14 
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ser für die Partei hatte. Inwieweit die Entscheidung materiell rechtskonform blieb
und von welchen Motiven sich der die Rechtssache Leitende leiten ließ.^

(3) Die am Verfahren beteiligten Richterinnen und Richter verletzten Verfahrensvor
schriften (§§ 463IV 6,454 II 3 StPO). Sie begingen damit nach wertender Betracht
ung einen elementaren Verstoß gegen die Rechtspflege.

Die Strofvollstreckungskammer beauftragte einen externen Sachverständigen. Die
sem ist gemäß § 463IV 6 StPO Bnsicht in die PoHenfenaldendaten des Krankenhau
ses zu gewähren. Folgerichtig kann eine Oberprüfung des von einem externen
Sachverständigen erstellten Gutachtens Im Sinne einer umfassenden Sachverhalts
aufklärung nur erfolgen, wenn die anderen Verfahrensbeteiligten, insbesondere die
Strofvollstreckungskammer, der Untergebrachte und seine Verteidigung Kenntnis
von den Daten haben, die sich aus den Patientenakten ergeben und dem exter
nen Gutachten zugrunde liegen.

1  Schönice/Schröder-Helne/Hecker, StGB, 29. Aufl. 2014, § 339 Rn. IG)
2  siehe BGH. Urteil vom 13.05.2015 - 3 StR 498/14
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Gemäß § 454 11 3 StPO ist der Sachverständige mündlich zu hören, wobei der Staats-
anwaltschaft, dem Verurteilten, seinem Verteidiger und der Vollzugsanstalt Gele-
genheit zur Mitwirkung zu geben ist. Es ist völlig unstrittig, dass der Verteidiger im 
Rahmen seiner Mitwirkungsbefugnis anlässlich der mündlichen Anhörung des Sach-
verständigen ein Fragerecht hat: 

„... Die durch das Gesetz zur Bekämpfung von Sexualdelikten und anderen 
gefährlichen Straftaten vom 26. Januar 1998 eingefügte Vorschrift des § 454 
Abs. 2 S. 3 StPO ist zwingendes Recht und daher grundsätzlich unabdingbar 
(vgl. Senatsbeschluss vom 8. Dezember 1998 -1 Ws (1) 10/98 -). Die Vorschrift 
dient auch dem Anspruch des Verurteilten auf Gewährung des rechtlichen 
Gehörs. Ihm ist nämlich - neben anderen Prozessbeteiligten - im Anhörungs-
termin Gelegenheit zu geben, Fragen an den Sachverständigen zu stellen 
und Eddärungen abzugeben (§ 454 Abs. 2 S. 3 StPO). Anhaltspunkte dafür, 
dass der Verurteilte, sein Verteidiger oder die Staatsanwaltschaft auf mündli-
che Anhörung des Sachverständigen verzichtet haben, sind den Akten nicht 
zu entnehmen. ..."3  

Eine Verpflichtung des Inhalts, dass die Verteidigung ihre Fragen vor einem Anhö-
rungstermin schriftlich vorzulegen hat, kennt die Rechtsordnung, vor allem die StPO 
nicht. Es handelt sich um eine mündliche Anhörung. Im Rahmen der mündlichen 
Anhörung kann die Verteidigung Fragen stellen. Es ist allein ihre Sache, ob sie die 
Fragen zuvor schriftlich vorbereitet. 

(4) Die von der Verteidigung und dem Untergebrachten gerügten und vom Be-
schwerdegericht gebilligten Verfahrensweisen der Strafvolistreckungskammer zielen 
einzig und allein auf eine im Gesetz nicht vorgesehene willkürliche Beschränkung 
der Verteidigerrechte ab. Die vom Vorsitzenden der Strafvollstreckungskammer in 
Anspruch genommene „Sachleitungsbefugnis" rechtfertigt nicht die Einschränkung 
bzw. den Ausschluss des Fragerechts eines Verteidigers im Rahmen der Anhörung 
eines externen Sachverständigen. 

Die (Verfahrens-)Vorschriften betreffend die Anhörung des Sachverständigen kon-
kretisieren nicht nur die Amtsermittlungspflicht des Gerichts in Oberprüfungsverfah-
ren, dahingehend, dass eine Entscheidung grundsätzlich nicht ohne Anhörung ei-
nes externen Sachverständigen sowie einer Befragung u.a. durch die Verteidigung 
stattfinden darf. Vielmehr tragen diese Verfahrensvorschriften dem rechtsstaatlich 
vorgesehenen Anspruch auf Gewährung rechtlichen Gehörs aus Art. 103 Abs. 1 GG 
sowie zum anderen der in überprüfungsverfahren gesteigerten Relevanz einer um-
fassenden Sachverhaltsaufklärung, besonders in Fällen mit einer langen Unterbrin-
gungsdauer in hervorgehobener Weise Rechnung. 

Durch die im Gesetz verankerten Mitwirkungsrechte unter anderem der Verteidi-
gung bei der umfassenden Aufklärung des Sachverhalts soll vor allem dem Freiheits-
grundrecht des Untergebrachten gerade im Fall einer langen Unterbringungsdauer 
Rechnung getragen werden. 

Durch die im Gesetz verankerte Mitwirkung der Verteidigung soll das Gericht im Sin-
ne einer umfassenden Aufklärung des Sachverhaltes unterstützt werden. Nur so 

3 OLG Hamm. Besaht v. 27.02.2003 -1 Ws lt) 9/03; s.a. BGH, Beschl. v. 10.07.2018 — Vi ZR 580/15 
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GemäB § 454 Ii 3 StPO ist der Sachveistandige mOndllch zu hören, woisel der Staats
anwaltschaft, dem Verurteilten, seinem Verteidiger und der Vollzugsanstalt Gele
genheit zur Mitwirkung zu geben Ist. Es ist völlig unstrittig, dass der Verteidiger im
Rahmen seiner Mitwirkungsbefugnis anlässlich der möndiichen Anhörung des Sach
verständigen ein Fragerecht hat:

I^e durch das Gesetz zur Bekämpfung von Sexualdelikten und anderen
gefährlichen Straftaten vom 26. Januar 1998 eingefügte Vorschrift des § 454
Abs. 2 S. 3 StPO ist zwingendes Recht und daher grundsätzlich unabdingbar
(vgl. Senatsbeschluss vom 8. Dezember 1998 -1 Ws (L) 10/98 -). Die Vorschrift
dient auch dem Anspruch des Verurteilten auf Gewährung des rechtlichen
Gehörs. Ihm Ist nämlich - neben anderen Prozessbeteiligten - im Anhörungs-
tennln Gelegenheit zu geben, Fragen an den Sachverständigen zu stellen
und EiMörungen abzugeben (§ 454 Abs. 2 S. 3 StPO). Anhaltspunkte dafür,
dass der Verurteilte, sein Verteidiger oder die Staatsanwaltschaft auf mündli
che Anhörung des Sachverständigen verdächtet haben, sind den Akten nicht
zu entnehmen...."®

Bne Verpflichtung des Inhalts, dass die Verteidigung ihre Fragen vor einem Anhö
rungstermin schriftlich vorzulegen hat, kennt die Rechtsordnung, vor allem die StPO
nicht. Es handelt sich um eine mündliche Anhörung, im Rahmen der mündlichen
Anhörung kann die Verteidigung Fragen steilen. Es ist allein ihre Sache, ob sie die
Fragen zuvor schriftlich vorbereitet.

(4) Die von der Verteidigung und dem Untergebrachten gerügten und vom Be
schwerdegericht gebilligten Verfahrensweisen der Strafvolistreckungskammer zielen
einzig und allein auf eine im Gesetz nicht vorgesehene wiliküriiche Beschränkung
der Verteidigerrechte ab. Die vom Vorsitzenden der Strafvolistreckungskammer in
Anspruch genommene „Sachleitungsbefugnis" rechtfertigt nicht die Bnschränkung
bzw. den Ausschiuss des Fragerechts eines Verteidigers im Rahmen der Anhörung
eines externen Sachverständigen.

Die (Verfahrens-)Vorschriften betreffend die Anhörung des Sachverständigen kon
kretisieren nicht nur die Amtsermittiungspfücht des Gerichts in Oberprüfungsverfah-
ren, dahingehend, dass eine Entscheidung grundsätzlich nicht ohne Anhörung ei
nes extemen Sachverständigen sowie einer Befragung u.a. durch die Verteidigung
stattfinden darf. Vielmehr tragen diese Verfahrensvorschriften dem rechtsstaatilch
vorgesehenen Anspruch auf Gewährung rechtlichen Gehörs aus Art. 103 Abs. 1 GG
sowie zum anderen der in Öberprüfungsverfahren gesteigerten Relevanz einer um
fassenden Sachverhaltsaufklärung, besonders in Fällen mit einer langen Unterbrin
gungsdauer in hervorgehobener Weise Rechnung.

Durch die im Gesetz verankerten Mitwirkungsrechte unter anderem der Verteidi
gung bei der umfassenden Aufklärung des Sachverhalts soll vor allem dem Freiheits
grundrecht des Untergebrachten gerade im Fall einer langen Unterbringungsdauer
Rechnung getragen werden.

Durch die im Gesetz verankerte Mitwirkung der Verteidigung soll das Gericht im Sin
ne einer umfassenden Aufklärung des Sachverhaltes unterstützt w^den. Nur so

OLG Hamm. Beschl. v. 27.02.2003 -1 Ws (L) 9/03; s.a. BGH. Beschl. v. 10J)7.2018 - VIZR 580/15
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kann das Gericht seiner Kontrollfunktion zur Wahrung der Verfahrensgarantien und 
zum Schutz der Freiheitsgrundrechte des Untergebrachten nachkommen. 

Zugleich dient das Mitwirkungsrecht der Erfüllung des Anspruches des Unterge-
brachten auf Gewährung rechtlichen Gehörs gemäß Art. 103 I GG gegenüber 
Sachverständigen und dem Schutz sowie der Durchsetzung seines Freiheitsgrund-
rechtes nach Art. 2 11 2 in Verbindung mit Art. 20 III GG. 

Der Verstoß gegen die Rechtspflege ist von der Strafvollstreckungskammer trotz ei-
ner entsprechenden Rüge der Verteidigung nicht behoben worden. Sie ermöglich-
te dem Verteidiger nicht einmal nachträglich die Mitwirkung und eine mündliche 
Befragung des externen Sachverständigen. Mittels des Beschwerdeverfahrens 
konnte der Verstoß gegen die Rechtspflege trotz eindeutiger Verfahrensvorschriften 
ebenfalls nicht behoben werden. Die Handlungen der beteiligten Richterinnen ha-
ben daher ein besonderes Ausmaß und ein erhebliches Gewicht. 

Die Strafvollstreckungskammer und das Beschwerdegericht entschieden ohne wei-
tere Aufklärung des Sachverhaltes quasi ausschließlich nach Aktenlage. Ohne das 
Mitwirkungsrecht der Verteidigung zu beachten, dieser insbesondere das ihr zuste-
hende Fragerecht im Rahmen einer mündlichen Anhörung zu gewähren, entfernt-
en sich die Spruchkörper bewusst und in schwerwiegender Weise von Recht und 
Gesetz. Sie richteten ihr Handeln an eigenen Maßstäben aus, die dem Gesetz dia-
metral entgegenstanden. Nach dem geltenden Recht war die Mitwirkung der Ver-
teidigung und die Befragung des externen Sachverständigen im Rahmen seiner 
mündlichen Anhörung ausdrücklich vorgesehen. 

Verfahrensrechtlich handelt es sich nicht um eine Nebensächlichkeit. Im Fall des Un-
tergebrachten Herm Tremel stellten die Einholung eines externen Gutachters, seine 
mündliche Anhörung und Befragung die zentralen Kernpunkte des Oberprüfungs-
verfahrens dar. 

Die Verteidigung legte wiederholt dar, dass in diesem Verfahren wissenschaftlich 
beraten worden ist. Die vorbereiteten Fragen waren Folge der wissenschaftlichen 
Beratung. Ohne eigene Sachkunde nahmen sich die Mitglieder der Strafvollstre-
ckungskammer und des Beschwerdegerichts die Befugnis, die Validität der vorbe-
reiteten Fragen, die nicht gestellt werden konnten, zu bewerten und damit grundle-
gende Verfahrensrechte auszuhebeln sowie zu verweigern. Mit dieser Anmaßung 
entfernten sie sich bewusst in schwerwiegender Weise von Gesetz und Recht, da 
kein Richter - sei er noch so erfahren oder gar mit eigenen medizinischen oder 
psychiatrischen Kompetenzen ausgestattet - vom Gesetz für befähigt gehalten 
wird, die Bedeutung der Fragen einer wissenschaftlich beratenen Verteidigung zu 
beurteilen, selbst wenn bereits ein schriftliches Gutachten vorliegt. 

(5) Die Rechtsbeugung erfolgte infolge der Verfahrensverstöße im geschilderten Fall 
zum Nachteil einer Partei, nämlich des Herrn Tremel. 

Die Beteiligten Richterinnen schufen durch ihr aktives Tun mehr als die konkrete Ge-
fahr eines unrechtmäßigen Nachteils für den Untergebrachten:l indem sie ihre Ent-
scheidungen ohne Beachtung und Einhaltung der zwingenden und verfassungs- 

4 vgl. BGH, Beschluss vom 14.09.2017, 4 StR 274/16 
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kann das Gericht seiner Kontrollfunktlon zur Wahrung der Verfahrensgarantfen und
zum Schutz der Freiheitsgrundrechte des Untergebrachten nachkommen.

Zugleich dient das Mitwirkungsrecht der Erfüllung des Anspruches des Unt^ge-
brachten auf Gewährung rechtlichen Gehörs gemäß Art. 1031GG gegenüberSachverständigen und dem Schutz sowie der Durchsetzung seines Freiheitsgrund
rechtes noch Art. 2 II 2 In Verbindung mit Art. 20 III GG.

Der Verstoß gegen die Rechtspflege Ist von d^ Strafvollstreckungskamma' trotz einer entsprechenden Rüge der Verteidigung nicht behoben worden. Sie ermöglich
te dem Verteidiger nicht einmal nachträglich die Mitwirkung und eine mündlicheBefragung des externen Sachverständigen. Mittels des Beschwerdeverfahrens
konnte der Verstoß gegen die Rechtspflege trotz eindeutiger Verfahrensvorschriften
ebenfalls nicht behoben werden. Die Handlungen der beteiligten Richterinnen ha
ben daher ein besonderes Ausmaß und ein erhelDlIches Gewicht.

Die Strafvolistreckungskammer und das Beschwerdegericht entschieden ohne wei
tere Aufklärung des Sachverhaltes quasi ausschließlich nach Aktenlage. Ohne dasMitwirkungsrecht der Verteidigung zu beachten, dieser Insbesondere das Ihr zuste
hende Fragerecht Im Rahmen einer mündfichen Anhörung zu gewähren, entfernt
en sich die Spruchkörper bewusst und In schwerwiegender Weise von Recht und
Gesetz. Sie ri chteten Ihr Handeln an eigenen Maßstäben aus, die dem Gesetz dia
metral entgegenstanden. Nach dem geltenden Recht war die Mitwirkung der Verteidigung und die Befragung des externen Sachverständigen Im Rahmen seiner
mündlichen Anhörung ausdrücklich vorgesehen.

Verfahrensrechtlich handelt es sich nicht um eine Nebensächlichkeit. Im Fall des Untergebrachten Henm Tremel stellten die Einholung eines externen Gutachters, seinemündliche Anhörung und Befragung die zentralen Kernpunkte des OberprOfungs-
verfahrens dar.

Die Verteidigung legte wiederholt dar, dass In diesem Verfahren wissenschaftlich
beraten worden Ist. Die vorbereiteten Fragen waren Folge der wissenschaftlichenBeratung. Ohne eigene Sachkunde nahmen sich die Mitglieder der Strafvolistreckungskammer und des Beschwerdegerichts die Befugnis, die Valldität der vorbereiteten Fragen, die nicht gestellt werden konnten, zu bewerten und damit grundlegende Verfahrensrechte auszuhebein sowie zu verwdgem. Mit dieser Anmaßungentfernten sie sich bewusst In schwenMegender Welse von Gesetz und Recht, da
kein Richter - sei er noch so erfahren oder gar mit eigenen medWnlschen oderpsychiatrischen Kompetenzen ausgestattet - vom Gesetz für befähigt gehalten
wird, die Bedeutung der Fragen einer wissenschaftlich beratenen Verteidigung zu
beurteilen, selbst wenn bereits ein schriftliches Gutachten vorliegt.

(5) Die Rechtsbeugung erfolgte Infolge der Verfahrensverstöße Im geschilderten Fall
zum Nachteil einer Partei, nämlich des Henm Tremel.

Die Beteiligten Richterinnen schufen durch Ihr aktives Tun mehr als die konkrete Gefahr eines unrechtmäffigen Nachteils für den Untergebrachten.-* Indem sie Ihre Entscheidungen ohne Beachtung und Bnholtung der zwingenden und verfassungs-
vgl. BGH, Beschlüss vom 14.09.2017,4 StR 274/16
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rechtlich abgesicherten Verfahrensvorschriften trafen, haben sie dadurch jeweils 
die konkrete Gefahr der Fortdauer einer rechtswidrigen Freiheitsentziehung ge-
schaffen, die im Fall des Herrn Tremel tatsächlich eintrat. Eine umfassende Aufklä-
rung des maßgeblichen Sachverhaltes erfolgte nicht. Sie war u.a. nicht möglich, 
weil die wissenschaftlich beratene Verteidigung ihre Fragen nicht stellen konnte. 

(4) Die mitwirkenden Richterinnen missachteten bei ihren Entscheidungen die ge-
setzlichen Vorgaben bewusst aus sachfremden Gründen - zur Verfahrensabkürzung 
- , in dem sie eine zeitaufwendige Befragung durch die wissenschaftlich beratenen 
Verteidigung des externen Sachverständigen mittels ihres Verhaltens verhinderten. 

Den Eintritt eines Nachteils für den Untergebrachten im Sinne einer konkreten Ge-
fahr einer falschen Entscheidung nahmen die beteiligten Richterinnen hierbei zu-
mindest billigend in Kauf. Nicht in Frage gestellt wird dieser Vorsatz durch die even-
tuelle Vorstellung der Mitglieder der beiden Spruchkörper zum Wohl der Allgemein-
heit richtig entschieden zu haben. Die beteiligten Richterinnen haben erkannten, 
dass sie sich in schwerwiegender Weise vom Gesetz entfernten und durch ihr Han-
deln eine konkrete Gefahr für die Rechte des- Untergebrachten schufen. 

(5) Die zitierten Ausführungen des Beschwerdegerichts sind völlig ungeeignet, die 
schwerwiegende Verletzung von Verfahrensrechten zu rechtfertigen. Es handelt 
sich um Schutzbehauptungen, die sich eindeutig nicht mit den maßgeblichen Ge-
samtumständen in Einklang bringen lassen und eine Verletzung der geltenden Ver-
fahrensvorschriften nicht rechtfertigen können. Selbstverständlich muss sich ein ex-
terner Sachverständiger eingehend mit den Ausführungen eines Vorgutachters aus-
einandersetzen und die Fragen einer wissenschaftlich beratenen Verteidigung, die 
sich unter anderem darauf beziehen, im Rahmen einer mündlichen Anhörung 
beantworten. 

(6) Auf eine Unterrichtung über den Fortgang und den Ausgang des nach Maßga-
be der oben mitgeteilten Umstände gegebenenfalls einzuleitenden Verfahrens 
kann nicht verzichtet werden. Insoweit wird um Verständnis gebeten, zumal es in 
vergleichbaren Fällen bereits zu Verurteilungen gekommen ist.5  

Mit freundlichen Grüßen 

DÖHMER 
Rechtsanwalt 

5 zB. jungst LG Wuppertal, Urteil vom 19.04. 2018 — 25 las 9/14 
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rechtllch abgesicherten Verfahrensvorschriften trafen, haben sie dadurch jeweils
die konkrete Gefahr der Fortdauer einer rechtswidrigen Freiheitsentziehung geschaffen, die im Fall des Herrn Tremel tatsachlich eintrat. Eine umfassende Aufklärung des maßgeblichen Sachverhaltes erfolgte nicht. Sie war u.a. nicht möglich,
weil die wissenschaftlich beratene Verteidigung ihre Fragen nicht stellen korinte.

(4) Die mitwirkenden Richterinnen missachteten bei ihren Entscheidungen die gesetzlichen Vorgaben bewusst aus sachfremden Gründen - zur Verfahrensabkörzung
-, in dem sie eine zeitaufwendige Befragung durch die >vlssenschaftlich beratenenVerteidigung des externen Sachverständigen mittels ihres Verhaltens verhinderten.
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deln eine konkrete Gefahr för die Rechte des Untergebrachten schufen.

(5) Die zitierten Ausführungen des Beschwerdegerichts sind völlig ungeeignet, dieschwerwiegende Verletzung von Verfahrensrechten zu rechtfertigen. Es handelt
sich um Schutzbehauptungen, die sich eindeutig nicht mit den maßgeblichen Gesamtumständen in Einklang bringen lassen und eine Verletzung der geltenden Verfahrensvorschriften nicht rechtfertigen können. Selbstverständlich muss sich ein ex-
temer Sachverständiger eingehend mit den Ausführungen eines Vorgutachters auseinandersetzen und die Fragen einer wissenschaftlich beratenen Verteidigung, die
sich unter anderem darauf beaehen, im Rahmen einer mündlichen Anhörung
beantworten.

(6) Auf eine Unterrichtung über den Fortgang und den Ausgang des nach Maßgabe der oben mitgeteilten Umstände gegebenenfalls einzuleitenden Verfahrenskann nicht verachtet werden. Insoweit wird um Verständnis gebeten, zumal es invergleichbaren Fällen bereits zu Verurteilungen gekommen ist.®
Mit freundlichen Grüßen

DÖHMER
Rechtsanwalt

z.B. jOngst LG Wuppertd. UrteB vom 19.04.2018 - 25 KU 9/14
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Ich habe Ihr Schreiben deshalb an die örtlich zuständige Generalstaatsanwaltschaftelliall. 
weftergeleftet. Mit der Weitergabe war die Prüfung eines Anfangsverdachts (§ 152 Abs. 2 StPO) für 
das Vorliegen von Straftaten aus dem dortigen Zuständigkeitsbereich nicht verbunden. 

Mit freundlichen Grüßen 

Im Auftrag 

•• 
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Einzalkellen zur Datenveratheitung und Ihren Rechten 105017911 Sie den Datenschutzhinweisen unter 
.Irttpihtwerigeneralbundesanwaltdefde/detschutzphp° entnehmen. 
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das Vorliegen von Str^ten aus denn dortigen Zuständigkeitsbereich nicht verbunden.

Mit freundlichen Grüßen

Im Auftrag

,«.1. - - . ttw m# llüim zu kanmurü'^  Ve/WBflw^ dw^ftÄsaiwaöSc^ff ordnungsgemäß zu ddaimma^ton.
EbaßOt^tBn zmr Datenvembeiämg und Ihren Rehden können Sie den DatensdwbNnmlsen urderjMtß:JÄ(nmg9nemlbundesanmlLde/iteklatschutz.php'entrmhmen.
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Generalstaatsanwallschaft 

Herrn 
Tronje Döhmer 
Finkeristraße 3 
36641 Schöffengrund 

EINGEGANGEN 

1 0. Dez. 2018 

RA Tronje Döhmer 

 

29.11.2018 

Mein Aktenzeichen Ihr Schreiben vom 
2-Js -.80148 14.11-2018 

Bitte immer angeben! 

Ansprechpartner(in) 1 E-Mail 

MIM» 

Telefon 1 Fax 

Ihre Strafanzeige gegen VRI.G4111111.11» wegen Rechtsbeugung 

Sehr geehrter Herr Rechtsanwalt Döhmer, 

auf Ihre vorbezeichnete Strafanzeige teile Ich mit, dass ich die Akten mit der Bitte um Übernah-
me an die Staatsanwaltschaft Zweibrücken abgegeben habe. Im Falle der Übernahme wird Ih-
re Strafanzeige von dort bearbeitet. 

Mit freundlichen Grüßen 
gez. 

Staatsanwältin 
liegrek••••••••••treee•-•••.•••••••••••••••••••••••••••••••••••semereten...•••••••••••*.• 

Dieses Schriftstück ist maschinell erstellt und wird nicht unterschrieben. 
****.teantegeobeeeke•••••••••••••....... *terelninnseee.aa••••••.•••••••••• 

Generalstaalsanwaltschafl |t

Herrn

Tronje Dohmer
RnKehstraße 3
35641 Sehöffengrund

EINGEGANGEN

10. Dez. 2018

RA Tronje Döhmer ^.11.2018

Mein Aktenzeichen Ihr Schreiben vom
•Z-Js 80/48 14.1t.2018

Bitte immer angebeni

Ihre Strafanzeige gegen VRLGi

Ansprechpartnerjln) / E-Mail Telefon I Fax

wegen Rechtsbeugung

Sehr geehrter Herr Rechtsanwalt Döhmer,

auf Ihre vorbezeichnete Strafanzeige teile Ich mit, dass ich die Akten mit der Bitte um Übernahme äfi die Staatsanwaltschaft Zweibrücken abgegeben habe. Im Falle der Übernahme wird Ihre Strafanzeige von dort bearbeitet.

Mit freundlichen Grüßen

962-

Staatsariwältin

Dieses Schriftstück ist maschinell erstellt und wird nldit unterechrieben.



e, 20 ; (-<9 

KD MMNLAW 
Inhaber Rechtsanwalt Tronje Döhmer 

Kanzlei Tronje Döhrner * Finkenstr. 3 * 35641 Schöffengrund 

Telefax: 
Generalstaatsanwaltschaft 

1111111111 

RA T. Döhmer — DAV-Ausbilder a. D. 
Strafverteidiger 
FamR, Albas-, Polizei- und VersammlungsR 
Mitglied der DAV-Arbeitsgemeinschaften 
filr Verkehrsrecht und Versicherungsrecht 

35641 Schöffengrund, Finkenstraße 3 
Tel: 06445-92310-43 / Fax: 06445-92310-45 

Zweigstelle 
35394 Gießen, Grünberger Straße 140 (Geb. 606) 

E-Mail: kanzlei-doehmer@t-online.de  
Internet:: www.mainlaw.de  

Gießen, 25. Februar 2020 

Sachbearbeiter: RA Döhmer 

Aktenzeichen: 22-17/00088 kdm Sch td 

Bei Schriftverkehr und Zahlung bitte angeben! Danke! 

- 2 is 80/18 -  

In dem Ermittiun sverfahren 
gegen Herrn u.a. 

beziehe ich mich auf das dortige Schreiben vom 29.11.2018. 

Seither ist mehr als ein Jahr ohne jedwede Unterrichtung über den Fortgang des 
Verfahrens vergangen. 

Namens und im Auftrage des untergebrachten Geschädigten und im eigenen Na-
men erhebe ich hiermit ausdrücklich die Verzögerungsrüge. 

- EMail: kanzlei-doehmer®t-online.de- Internet: ei mental: 

V\h

KDmainlaw
Inhaber Rechtsanwalt Tronje DShmer

Kanzlei lyonje DBbmer * Finkenstr. 3 * 35641 SchOfTengrand

Tele&x:
Geneialstaatsanwaltschaft

RA T. Döhmer - DAV-Ausbiider a. D.
Strafverteidiger
FamR. Arbeits-, Polizei- und VosammlanpR
Mitglied der DAV-Arbeitsgemeinsdiailen
fi lr Vertehfsrecht und Vcrsicheningaechi

35641 ScböfTeogrand, FinkeDstraße 3
Tel; 06445-9231043 / Fax: 06445-923I04S
Zweigstelle
35394 Gießen, Grünbeiger Straße 140 (Cfeb. 606)

E-Mail: lcanzlei-doehtner@t-online.de
Internet:: www.mainlaw.de

Gießai, 25.Febniar2020

S^bearbeiter: RA D^uner

Aktenzeichen: 22-17A)Q088kdmSchtd

Bd SduiftvcTfcebr uad Zahlung bitte angefaeo! DaidEe!

n 2JS80/18-

In dem ErmfHtunosveitahren
gegen Herm^l^^^ u.a

beaehe ich mich auf das dortige Schreiben vom 29.11.2018.

Seither ist mehr als ein Jahr ohne jedwede Unterrichtung Ober den Fortgang des
Verfahrens vergangen.

Namens und im Auftrage des untergebrachten Geschadigten und im eigenen Na
men erhebe ich hiermit ausdrücklich die Verzögerungsrüge.

I- EMail: lcan2lti-dod1nKr@t-onltne.de- Intemetilot



Staatsanwaltschaft 

Herrn 
11111111.» 
11.1.1 
41111111111111» 

EINGEGANGEN 

0 5, März 2020 

Tronie Döhmer 

 

  

21.01.2020 

Mein Aktenzeichen 
4109 Js 13819/13 
Bitte immer angeben! 

Ihr Schreiben vom Ansprechpartner(in) / E-Mail 

1111111111. 

Telefon / Fax 

 

Strafanzeige gegen 111111111.11.N wegen Rechtsbeugung 

Sehr geehrter Herr IM, 

in dem vorbezeichneten Verfahren wurde heute folgende Entscheidung getroffen: 

Von der Einleitung eines Ermittlungsverfahrens wird bezüglichifflialigiffle», 
abgesehen. 

Nach dem vorgetragenen Sachverhalt ist kein Anfangsverdacht für ein strafbares Verhalten 
gegeben (§ 152 Abs. 2 der Strafprozessordnung). Zureichende tatsächliche Anhaltspunkte im 
Sinne dieser gesetzlichen Vorschrift dürfen nur angenommen werden, wenn nach 
kriminalistischer Erfahrung Anzeichen vorliegen, die es als möglich erscheinen lassen. dass 
eine strafbare Handlung begangen wurde. Diese Voraussetzung ist nicht erfüllt. 

Der erhobene Vorwurf der Rechtsbeugung nach § 339 des Strafgesetzbuches ist 
unbegründet. Diese Vorschrift verlangt eine vorsätzliche Beugung des Rechts. Eine solche ist 
nach Einsichtnahme in die Vollstreckungsakten des zugrundeliegenden Ausgangsverfahrens 
nicht erkennbar. 

Die Strafanzeige richtet sich gegen die im Vollstreckungsverfahren gegen  
(Aktenzeichen 6035 Js 14515/09 - 6583 VRs) mit der Fortdauerentscheidung vom 

Staatsanwaltschaft

Herrn

EINGEGANGEN

05.fc 2020

RATronje Döhmer
21.01.2020

Mein Aktenzeichen

4109 Js 13819/18

Bitte immer angeben!

Ihr Schreiben vom Ansprechpartner(ln) I E-Mail Telefon / Fax

Strafanzeige gegen' wegen Rechtsbeugung

Sehr geehrter Herr VHR

in dem vorbezeichnelen Verfahren wurde heute folgende Entscheidung getroffen:

Von der Einleitung eines Ermittlungsverfahrens wird bezüglich^
labgesehen.

Nach dem vorgetragenen Sachverhalt ist kein Anfangsverdacht für ein strafbares Verhaltengegeben (§ 152 Abs. 2 der Strafprozessordnung). Zureichende tatsächliche Anhaltspunkte im
Sinne dieser gesetzlichen Vorschrift dürfen nur angenommen werden, wenn nach
kriminalistischer Erfahrung Anzeichen vorliegen, die es als möglich erscheinen lassen, dass
eine strafbare Handlung begangen wurde. Diese Voraussetzung ist nicht erfüllt.

Der erhobene Vorwurf der Rechtsbeugung nach § 339 des Strafgesetzbuches istunbegründet. Diese Vorschrift verlangt eine vorsätzliche Beugung des Rechts. Eine solche ist
nach Einsichtnahme in die Vollstreckungsakten des zugrundeliegenden Ausgangsverfahrens
nicht erkennbar.

Die Strafanzeige richtet sich gegen die im Vollstreckungsverfahren gegen^BBM^^(Aktenzeichen 6035 Js 14515/09 - 6583 VRs) mit der Fortdauerentscheidung vom



16.04.2018 befassten Richter der Strafvollstreckungskammer des Landgerichts sowie 
gegen die im Rahmen des anschließenden Beschwerdeverfahrens entscheidenden Richter 
des Strafsenats desaillialei)berlandesgerichts4111111111111b 

Die Vorwürfe betreffen insbesondere die verfahrensrechtliche Vorgehensweise in 
Zusammenhang mit vorgenannter Fortdauerentscheidung, wobei im Kern beanstandet wird, 
dass sich der Sachverständige im Rahmen des Anhörungstermins vom 13.02.2018 bzw. im 
Anschluss daran nur unzureichend mit den Fragen des Verteidigers auseinandergesetzt hat, 
insoweit mithin das Fragerecht des Verteidigers unzulässig eingeschränkt wurde. 

Hierzu ist nach Einsichtnahme in das betreffende Vollstreckungsheft 6035 Js 14515/09 - 6583 
VRs Staatsanwaltschaft festzuhalten, dass keinerlei Anhaltspunkte dafür 
vorliegen, dass in Zusammenhang mit der Fortdauerentscheidung vom 16.04.2018 
gesetzliche Vorschriften im Sinne einer Rechtsbeugung verletzt wurden. Der Anhörungstermin 
wurde am 13.02.2018 in Anwesenheit des externen Sachverständigen Dr.-
durchgeführt. Dem Verteidiger wurde bereits im Termin die Möglichkeit gewährt, an den 
Sachverständigen Fragen zu richten. Darüber hinaus wurden die ergänzenden Fragen des 
Verteidigers aus seinem Schriftsatz vom 13.02.2018 an den Sachverständigen weitergeleitet. 
Eine ergänzende Stellungnahme hat dieser mit Schreiben vom 08.03.2018 abgegeben. Die 
Entscheidung der Strafvollstreckungskammer des Landgerichts411111111erfolgte sodann mit 
Beschluss vom 16.04.2018. Die Verfahrensweise in Zusammenhang mit der 
Fortdauerentscheidung entspricht den Vorschriften der §§ 463, 454 Strafprozessordnung. 
Anhaltspunkte für eine Verletzung dieser Verfahrensvorschriften sind nicht ersichtlich. Der 
Umstand, dass der Verteidiger inhaltlich mit den Ausführungen des Sachverständigen nicht 
übereinstimmt, bzw. dessen Ausführungen möglicherweise nicht als ausreichend erachtet, 
ändert hieran nichts. Ein Anspruch auf eine bestimmte Art und Weise der Beantwortung der 
Fragen besteht nicht. Ein Verbrechen der Rechtsbeugung scheidet daher mangels Verletzung 
verfahrensrechtlicher Vorschriften offensichtlich aus. Die Fortdauerentscheidung als solche 
wurde im Beschwerdeverfahren mit Beschluss desellaillbOberlandesgerichts 

26.06.2018 bestätigt. Der Verteidiger mag inhaltlich mit den Ausführungen 
des Sachverständigen nicht übereinstimmen, bzw. dessen Ausführungen möglicherweise nicht 
als ausreichend erachten. Dies hat jedoch nicht zur Folge, dass die Zugrundelegung dieser 
Sachverständigen Ausführungen für die Fortdauerentscheidung zur Annahme einer 
gesetzwidrigen Verfahrensweise führt. Auch inhaltlich bieten die beanstandeten Beschlüsse 
keine Anhaltspunkte für das Vorliegen einer Rechtsbeugung. Die Einleitung eines 
Ermittlungsverfahrens war daher nicht veranlasst. 

Gegen diesen Bescheid ist das Rechtsmittel der Beschwerde zulässig. Diese muss 
binnen einer Frist von zwei Wochen ab Erhalt dieses Bescheides bei der 
Generalstaatsanwaltschaft, oder bei der 
Staatsanwaltschaft eingegangen 
sein. 

r 7.3 

16.04.2018 befassten Richter der Strafvollstreckungskammer des landgerichtsiBHisowie
gegen die im Rahmen des anschließenden Beschwerdeverfahrens entscheidenden Richter
des Strafsenats des^HMBOberlandesgerlchtsd^^HHA

Die Vorwürfe betreffen insbesondere die verfahrensrechtliche Vorgehensweise in
Zusammenhang mit vorgenannter Fortdauerentscheidung, wobei im Kern beanstandet wird,
dass sich der Sachverständige im Rahmen des Anhörungstermins vom 13.02.2018 bzw. im
Anschluss daran nur unzureichend mit den Fragen des Verteidigers auseinandergesetzt hat.
insoweit mithin das Fragerecht des Verteidigers unzulässig eingeschränkt wurde.

Hierzu ist nach Einsichtnahme in das betreffende Vollstreckungsheft 6035 Js 14515/09 - 6583
VRs StaatsanwaltschaftlBMBlÄfestzuhalten, dass keinerlei Anhaltspunkte dafür
vorliegen, dass in Zusammenhang mit der Fortdauerentscheidung vom 16.04.2018
gesetzliche Vorschriften im Sinne einer Rechtsbeugung verletzt wurden. Der Anhörungstermin
wurde am 13.02.2018 in Anwesenheit des externen Sachverständigen Dr.ÜBBI^
durchgeführt. Dem Verteidiger wurde bereits Im Termin die Möglichkeit gewährt, an den
Sachverständigen Fragen zu richten. Darüber hinaus wurden die ergänzenden Fragen des
Verteidigers aus seinem Schriftsatz vom 13.02.2018 an den Sachverständigen weitergeieitet.
Eine ergänzende Stellungnahme hat dieser mit Schreiben vom 08.03.2018 abgegeben. Die
Entscheidung der Strafvollstreckungskammer des Landgerichts^BBlÄerfolgte sodann mit
Beschiuss vom 16.04.2018. Die Verfahrensweise in Zusammenhang mit der
Fortdauerentscheidung entspricht den Vorschriften der §§ 463, 454 Strafprozessordnung.
Anhaltspunkte für eine Verletzung dieser Verfahrensvorschriften sind nicht ersichtlich. Der
Umstand, dass der Verteidiger inhaltlich mit den Ausführungen des Sachverständigen nicht
übereinstimmt, bzw. dessen Ausführungen möglicherweise nicht als ausreichend erachtet,
ändert hieran nichts. Ein Anspruch auf eine bestimmte Art und Welse der Beantwortung der
Fragen besteht nicht. Ein Verbrechen der Rechtsbeugung scheidet daher mangeis Verletzung
verfahrensrechtlicher Vorschriften offensichtlich aus. Die Fortdauerentscheidung als solche
wurde im Beschwerdeverfahren mit Beschiuss des fBHBBjj^Oberlandesgerichls
^■■■■üvom 26.06.2018 bestätigt. Der Verteidiger mag inhaltlich mit den Ausführungen
des Sachverständigen nicht übereinstimmen, bzw. dessen Ausführungen möglichenweise nicht
als ausreichend erachten. Dies hat jedoch nicht zur Folge, dass die Zugrundelegung dieser
sachverständigen Ausführungen für die Fortdauerentscheidung zur Annahme einer
gesetzwidrigen Verfahrensweise führt. Auch inhaltlich bieten die beanstandeten Beschlüsse
keine Anhaltspunkte für das Vorliegen einer Rechtsbeugung. Die Einleitung eines
Ermittlungsverfahrens war daher nicht veranlasst.

Qegen diesen Bescheid ist das Rechtsmittel der Beschwerde zulässig. Diese muss
binnen einer Frist von zwei Wochen ab Erhalt dieses Bescheides, bei der
Generalstaatsanwaltschaft,
Staatsanwaltschaft
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Der Antrag kann auch als elektronisches Dokument eingereicht werden. Eine 
einfache E-Mail genügt den Anforderungen nicht. 

Das elektronische Dokument muss 
- mit einer qualifizierten elektronischen Signatur der verantwortenden Person 
versehen sein oder 
- von der verantwortenden Person signiert und auf einem sicheren Übermittlungsweg 
eingereicht werden. 

Ein elektronisches Dokument, das mit einer qualifizierten elektronischen Signatur der 
verantwortenden Person versehen ist, darf wie folgt übermittelt werden: 
- auf einem sicheren Übermittlungsweg oder 
- über eine Anwendung, die auf OSCI oder einem diesen ersetzenden, dem jeweiligen 
Stand der Technik entsprechenden, Protokollstandard beruht, an das besondere 
elektronische Behördenpostfach der Staatsanwaltschaft oder der 
Generalstaatsanwaltschaft. 

Wegen der sicheren Übermittlungswege wird auf § 32a Abs. 4 StPO verwiesen. 
Hinsichtlich der weiteren Voraussetzungen zur elektronischen Kommunikation mit 
den Staatsanwaltschaften und Gerichten wird auf die Verordnung über die 
technischen Rahmenbedingungen des elektronischen Rechtsverkehrs und über das 
elektronische Behördenpostfach (ERVV) in der jeweils geltenden Fassung sowie auf 
die Internetseite www.justiz.de  verwiesen. 

Mit freundlichen Grüßen 
gez. 
ealle 
Staatsanwältin 

Dieses Schriftstück ist maschinell erstellt und wird nicht unterschrieben. 
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Der Antrag kann auch als elektronisches Dokument eingereicht werden. Eine
einfache E-Mail genügt den Anforderungen nicht.

Das elektronische Dokument muss
- mit einer qualifizierten elektronischen Signatur der verantwortenden Person
versehen sein oder

- von der verantwortenden Person signiert und auf einem sicheren Übermittlungsweg
eingereicht werden.

Ein elektronisches Dokument, das mit einer qualifizierten elektronischen Signatur der
verantwortenden Person versehen ist, darf wie folgt übermittelt werden:
- auf einem sicheren Übermittlungsweg oder
- über eine Anwendung, die auf OSCl oder einem diesen ersetzenden, dem jeweiligen
Stand der Technik entsprechenden, Protokollstandard beruht, an das besondere
elektronische Behördenpostfach der Staatsanwaltschaft oder der
Generalstaatsanwaltschaft.

Wegen der sicheren Übermittlungswege wird auf § 32a Abs. 4 StPO verwiesen.
Hinsichtlich der weiteren Voraussetzungen zur elektronischen Kommunikation mit
den Staatsanwaltschaften und Gerichten wird auf die Verordnung über die
technischen Rahmenbedingungen des elektronischen Rechtsverkehrs und über das
elektronische Behördenpostfach (ERVV) in der jeweils geltenden Fassung sowie auf
die internetseite www.iustiz.de verwiesen.

Mit freundlichen Grüßen

gez.

Staatsanwältin

Dieses SchrtfisKick ist maschinell erelallt und wird nicht unlsrsdirieben.
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Staatsanwaltschaft 

Kanzlei Tronje Döhmer 4' Finkenstr. 3 4' 35641 Schöffengrund 

RA T. Döhmer - DAV-Ausbilder a. D. 
Strafverteidiger 
FamR, Arbeits-, Polizei- und VersammlungsR 
Mitglied der DAV-Arbeitsgemeinschaften 
fier Verkehrsrecht und Versicherungsrecht 

35641 Schöffengrund, Finkenstraße 3 
Tel: 06445-92310-43 / Fax: 06445-92310-45 

Zweigstelle 
35394 Gießen. Grünberger Straße 140 (Geb. 606) 

kanzlei-doelnueret-online.de 
Internet:: www.mainlaw.de  

Gießen, 9. März 2020 

Sachbearbeiter: RA Döhmer 

Aktenzeichen: 22-17/00088 kdna Sch td 

Bci Säniftvctkthr uni 7-21,  lung angcbrn! Duke! 

KD MMNLAW 
Inhaber Rechtsanwalt Troaje Döluner 

- 4109 is 13819/18 - 
in dem Ermittlungsverfahren 
gegen Herrn 1110111.1110 

ging der Bescheid vom 21.01.2020 am 05.03.2020 in der Kanzlei des Unterzeichners 
ein. Namens und im Auftrage des Anzeigenerstatters, aber auch im eigenen Na-
men erhebe ich hiermit 

Beschwerde 

gegen den Einstellungsbescheid vom 21.01.2020. 

Gründe: 

Zum Zweck der Begründung der Beschwerde wird Bezug genommen auf den Inhalt 
des Schriftsatzes vom 14.11.2018, mit dem die Strafanzeige in Abstimmung mit inter-
essierten Strafjuristen aus dem BundeslandfflMvorsorglich beim Generalbundes-
anwalt erstattet worden ist. Die Erhebung der Beschwerde ist allein wegen des be-
sonderen öffentlichen Interesses an der Angelegenheit' geboten. 

Die Verneinung eines Anfangsverdachtes stößt angesichts der in der Strafanzeige 
mitgeteilten, kaum bestreitbaren Tatsachen und der zitierten Rechtsprechung auf 
durchgreifende Bedenken. 

Auffällig ist, dass sich die zuständige Sachbearbeiterin bei der Staatsanwaltschaft 
11111111111.11. die dem Unterzeichner den Bescheid vom 21.01.2020 zunächst nicht 
unmittelbar zukommen ließ, mit dieser Rechtsprechung mit keinem Wort auseinan- 

Der Fall ist zur Veröffentlichung vorgesehen und bereits Gegenstand eines Vortragsskripts. 

Etvlait: kanzlei-dochrnergt-orilinc.cle - Interneuleitsatzkommentar. e 

KDmainiaw
Inhaber Rechtsanwalt Trooje Döhmer

Kanzlei TnnOe DShmer * rinkenstr. 3 • 35641 Schöffengruad

Staatsanwaltschaft

RA T. Döhmer - DAV-Ausbüder a. D.
Strafverteidiger
FamR. Aiteits-, Polizei- und VersammlungsR
Mitglied der DAV-Arbeusgemdnscbaften
rürVertehrsnsctuund Veisichemogsrechi

35641 Scboffengrund, FinkenstraßeS
Td: 06445-92310-43 /Fax: 06445-92310-45
Zwe^steQe
35394 Gießea GrÜnberger Straße 140 (Geb. 606)

E-Mafl: kaii2lei-doehmtf@t-onlifle.de
Internet:: wwwjnaialaw.de

Gkßen, 9. März 2020

Sachbearbeiter RA Döhmer

Aktenzeichen: 22-17/ffl)088kdmSchtd

Bd Sdtriflvctkäir cni Zabtufls bioe angefaou'Duke!

■ 41Q9Js13819/1i

In dem Ermittiungsverfahren
gegen Herrn

ging der Bescheid vom 21.01.2020 am 05.03.2020 in der Kanzlei des Unterzeichnersein. Namens und im Auftrage des Anzeigenerstaiters, ober auch im eigenen Na
men erhebe ich hiermit

Beschwerde

gegen den Bnstellungsbescheid vom 21.01.2020.

Grunde:

Zum Zweck der Begründung der Beschwerde wird Bezug genommen auf den Inhaltdes Schriftsatzes vom 14.11.2018, mit dem die Strafanzeige in Abstimmung mit interessierten Stra^uristen aus dem BundesiondfBUPvorsorglich beim Generolbundes-anwalt erstattet worden ist. Die Erhebung der Beschwerde Ist allein wegen des besonderen öffentlichen Interesses an der Angelegenheit' geboten.

Die Vemeinung eines Anfangsverdachtes stößt angesichts der in der Strafanzeigemitgeteilten, koum bestreitbaren Tatsachen und der zitierten Rechtsprechung auf
durchgreifende Bedenken.

Auffällig ist, dass sich die zuständige Sachbearbeiterin bei der Staatsanwaltschaftdem Unterzeichner den Bescheid vom 21.01.2020 zunächst nichtunmittelbar zukommen ließ, mit dieser Rechtsprechung mit keinem Wort auseinan-

I  Der fall ist zur VeröffentEchung vorgesehen und bereits Gegenstand eines Vortragsskripts.

I- EMail: kan2ld-<loehnier@i-onlinB.dc - [ntcrnet:lcttsaricomnienfar.dc



dersetzt, zumal es in vergleichbaren Fällen bereits zu rechtskräftigen Verurteilung 
gekommen ist. 

Der Unterzeichner erörterte die tatsächlichen und rechtlichen Hintergründe dieses 
Verfahrens anlässlich einer Tagung, die am vergangenen Wochenende stattfand, 
in anonymisierter Form mit der Vorsitzenden Richterin einer Strafvollstreckungskam-
mer aus einem anderen Bundesland. Sie bestätigte die Einschätzungen des Unter-
zeichners uneingeschränkt. 

Zur Oberraschung des Unterzeichners stützt die Staatsanwaltschaft ihre 
Entscheidung auf die Ergebnisse einer Einsichtnahme des betreffenden Vollstre-
ckungsheftes. Aus diesem geht allerdings hervor, dass das Fragerecht des Unter-
zeichners ohne jeden rechtlichen Grund massiv verletzt und eingeschränkt worden 
ist, was nicht ernsthaft bezweifelt werden kann. Der Sachverständige beantwortete 
die ihm schriftlich übersandten Fragen ebenfalls nicht. Er ist nicht dazu angehalten 
worden, sich mit dem Fragenkatalog näher auseinanderzusetzen. 

Der klare Rechtsverstoß ist im Beschwerdeverfahren vom zuständigen Beschwerde-
senat nicht geheilt worden. Unter diesen Umständen sind nicht nur die Mitglieder 
der angezeigten Strafvollstreckungskammer, sondern auch die Mitglieder des zu-
ständigen Beschwerdesenat, die solche ins Auge springenden offensichtlichen 
Rechtsverstöße zu beheben haben, hinreichend verdächtig, eine Rechtsbeugung 
zum Nachteil des Betroffenen und des Unterzeichners begangen zu haben. 

Frau Staatsanwältinabführt im Bescheid vom 21.01.2020 aus, angeblich habe der 
Sachverständige eine ergänzende Stellungnahme mit Schreiben vom 08.03.2018 
abgegeben. Damit räumt sie ein, dass es sich allenfalls um eine Stellungnahme 
handelt, aber nicht um Antworten auf konkrete Fragen handelt. Sie lässt sich also 
nicht dahingehend ein, der Sachverständige habe die Fragen der Verteidigung 
beantwortet. Der Bescheid vom 21.01.2020 enthält außerdem die Schulzbehaup-
tung, ein Anspruch auf eine bestimmte Art und Weise der Beantwortung der Fragen 
der Verteidigung habe nicht bestanden. Auf diesen beiden Säulen beruht der Be-
scheid vom 21.01.2020. Die Verfasserin des Bescheides vom 21.01.2020 ist daher 
ebenfalls verdächtig, eine Rechtsbeugung begangen zu haben. Diese wird hiermit 
ausdrücklich angezeigt. En Verteidiger hat in Oberprüfungsverfahren das gesetzlich 
verbriefte Recht, Fragen zu steilen. Diese Fragen müssen konkret beantwortet wer-
den. Die pauschale Abhandlung solcher Fragen in angeblich ergänzenden Stel-
lungnahmen ist nirgendwo gesetzlich vorgesehen. Der Verteidiger hat außerdem ei-
nen Anspruch darauf, dass konkrete, sachliche und zulässige Fragen beantwortet 
werden. Anhörungstermine werden anberaumt, damit diese mündlich beantwortet 
werden. 

Ober diese Grundsätze setzt sich die Verfasserin des Bescheides vorn 21.01.2020 vor-
sätzlich hinweg, weshalb die Anwendung des § 339 StGB auch auf diese ausge-

hen nahe liegt. 

C19 vn
• .

dersefzt* zumal es In vergleichbarGn Fällen bereits zu rechtskräftigen Verurteilung
gekommen Ist.

Der Unter2©ichner erörterte cße tatsächlichen und rechtRchen HlnteigrOnde diesesVerfahrens anlässlich einer Tagung, die am vergangenen Wochenende stattfand.In anonymlaerter Form mit der Vorrftzenden Richterin einer Strafvollstreckungskam-mer aus einem anderen Bundesland. Sie betätigte die Bnschätzungen des Unter
zeichners uneingeschränkt.

Zur Öbemaschung des Unterzeichners stützt cOe Staatsanwaltschaft«Bi^HBWhreEntschekJung auf die Ergebnisse einer Bnachtnahme des betreffenden Vollstreckungsheftes. Aus diesem geht allerdings hervor, doss dos Fragaecht des Unterzeichners ohne jeden rechtlichen Grund masdv v^etzt und eingeschränkt wordenIst, was nicht emsthaft bezweifelt werden kann. Der Sachverständige beantwortete
die Ihm schriftlich Übersandten Fragen ebenfalls nicht. Er Ist nicht dazu angehaltenworden, sich mit dem Fragenkatolog näher auseinanderzusetzen.

Der klar© RechtsverstoB Ist Im Beschwerdevofahren vom zuständigen Beschwerdesenat nicht gehellt worden. Unter diesen Umständen rfnd nicht nur die Mitgliederderangoze^en Strafvollstreckungskammer, sondern auch die Mitglieder des zuständigen Beschwerdesenat, die solche Ins Auge springenden offendchtlichenRechtsverstöBezu beheben hoben, hinreichend verdächtig, ein© Rechtsbeugung
zum Nachteil des Betroffenen und des Unterzeichners begangen zu haben.

Frau Staatsanwältin^Pführt Im Bescheid vom 21 JÜl .2020 aus, angeblich habe derSachverständige eine ergänzende Stellungnahme mit Schreiben vom 08.03.2018abgegeben. Damit räumt sie ein, dass es sich allenfalls um ©Ine Stellungnahmehandelt, aber nicht um Antworten auf konkrete Fragen handelt. Sie lässt sich alsonicht dahingehend ela der Sachverständige habe die Fragen der Verteidigungbeantwortet. Der Bescheid vom 21^)1.2020 enthält außerdem dl© Schutzbehauptung, ein Anspruch auf one bestimmte Art und Welse der Beantwortung der Fragender Verteld^ung habe nicht bestanden. Auf diesen beiden Säulen beruht der Bescheid vom 21.01J202D, Die Verfasserin des Beschddes vom 21.01.2020 Ist daherebenfalls verdächf®, eine Rechtsbeugung begangen zu haben. Diese wird hian^ausdrücklich angOTeigt. Bn Verteid^er hat In Öberprüfungsverfahren das gesetzlichverbriefte Recht, Fragen zu stellen. Diese Fragen müssen konkret beantwortet werden. Die pauschale Abhandlung solcher Fragen In angeblich ergänzenden^el-lungnahmen Ist nirgendwo gesetzlich vorgesehen. Der Verteidiger hat außerdem einen Anspruch darauf, dass konkrete, sachliche und zulässige Fragen beaniwort^werden. Anhörungstermine werden anberaumt, damit diese mündlich beantwortet
wa'den.

Ober diese Grundsätze setzt sich die Verfasserin des Bescheides vom 21 i)l .2020 vor-sätdich hinweg, w^holb die Anwendung des § 339 StGB auch auf die^ ausge-
;hen nahe l^t.



smesanwaltschaft SIMS 
Herrn 
Tronje Döhmer 
FinkenstrEtße 3 
35641 Schöffengrund 

EINGEGANGEN 

0 a Aird 2020 

RA TrenJe oöhmer 

Mein Aktenzeichen ihr Schreiben vorn Ansprechpartner(in)1 E-Mail 

Bitte immer angeben! 

Strafanzeige gegenewegen Rechtsbeugung 

Sehr geehrter Herr Döhmer, 

in dem vorbezeichneten Verfahren wurde heute folgende Entscheidung getroffen: 

Von der Einleitung eines Ermittlungsverfahrens wird bezügliche abgesehen. 

Nach dem vorgetragenen Sachverhalt ist kein AnfangSverdacht für ein strafbares Verhalten; 
gegeben (§ 152 Abs. 2 der Strafprozessordnung). Zureichende tatsächliche AnhaltspunkteiM 
Sinne dieser gesetzlichen Vorschrift dürfen nur angenommen werden, wenn nach

'"kriminalistischer Erfahrung Anzeichen vorliegen, die es als möglich erscheinen lassen dass 
eine strafbare Handlung begangen wurde. Diese Voraussetzung ist nicht erfüllt • 

Der erhobene Vorwurf der Rechtsbeugung nach § 339 des Strafgesetzbuches ist 
unbegründet Diese Vorschrift verlangt, eine vorsätzliche Beugung des Rechts. Selbst eine 
fehlerhaft Anwendung von Rechtsvorschriften reicht allein nicht aus. Anhaltspunkte dafür, 
diese hohen Anforderungen erfüllt sein könnten, sind dem Sachverhalt nicht zu entnehmen. 

Gegen diesen Bescheid ist das Rechtsmittel der Beschwerde zulässig. Diese muss • 
binnen einer Frist von zwei Wochen ab Erhalt dieses Bescheides bei der 

1 / 

Sprechzehen Sankverhindulaj Verkehrsanbindung 
09:00-12:00 Uhr 

09.00-12:00 Uhrreitag:

Deutsche Bahn bis Haut* 
14.00-15:30 Uhr bahnhodlinalle 
F 411. • 

Dtereetenschutz4kterung zur Inforrnationspelcht nach Artikel 13 und 14 der Delvischutz-OrundVerdrdnung 1DSGV0.).val.§-43-,  
LandeSdatenaeu1k$SetZ finden Sie auf der Stedeeite des Internetauft'itts unter Ai4;.Wiine"äh .;... 
den wir diese Ihroirridtkitien auch in Papierform. 

4.4411.A.: rerth,i.rir• 14 

 



Generalstaatsanwaltschaft. . oder bei der 
eingegangen 

sein. 

Der Antrag kann auch als elektronisches Dokument eingereicht werden. Eine 
einfache E-Mail genügt den Anforderungen nicht. 

Das elektronische Dokument muss 
- mit einer qualifizierten elektronischen Signatur der verantwortenden Person 
versehen sein oder 
- von der verantwortenden Person signiert und auf einem sicheren übermittlungsweg 
eingereicht werden. 

Ein elektronisches Dokument, das mit einer qualifizierten elektronischen Signatur der 
verantwortenden Person versehen ist, darf wie folgt übermittelt werden: 
-auf einem sicheren Übermittlungsweg oder 
- über eine Anwendung, die auf OSCI oder einem diesen ersetzenden, dem jeweiligen 
Stand der Technik entsprechenden, Protokollstandard beruht, an das besondere 
elektronische Behördenpostfach der Staatsanwaltschaft oder der 
Generalstaatsanwaltschaft. 

Wegen der sicheren Übermittlungswege wird auf § 32a Abs. 4 StPO verwiesen. 
Hinsichtlich der weiteren Voraussetzungen zur elektronischen Kommunikation mit,  
den Staatsanwaltschaften und Gerichten wird auf die Verordnung über die 
technischen Rahmenbedingungen des elektronischen Rechtsverkehrs und über das 
elektronische Behördenpostfach (ERVV) in der jeweils geltenden Fassung sowie auf 
die Internetseite www.justiz.de  verwiesen. 

Mit freundlichen Grüßen 
gez. 
IM" 
OberSteatsanwalt stV 

• Dieses Schriftstück Ist maschinell erstellt und wird nicht unterschrieben. 
aelrenT I* 
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Per Empfangsbekenntnis! 
Herrn Rechtsanwalt 
Tronje Döhmer 
Finkenstraße 3 
35641 Schöffengrund 

 

Telefon. 

30.03.2020 

EINGEGANGEN 

9 2. April 2020 

RA Trate Döhmer 

 

Mein Aktenzeichen Ihr Schreiben vom Ansprechpartner(in) 1 E-Mall Telefon 1 Fax 
MS • 09:012020 falle 

Bitte immer angeben! 22-17/00988 kam Sch 
td 

Strafanzeige gegen den Vorsitzenden Richter am Landgerichta.a. wegen 
Ftechtsbeugung • 4109 Js 13819/18 - Star» 

fl. a Eirehrinr Herr Rechtsanwalt Döhmer, 

auf Ihre vorbezeichnete, namens des Mal. als auch im eigenen Namen eingefegte 
Beschwerde gegen den Bescheid der StaateanwaltschaftSvom 21.012020 habe 
ich den Vorgang anhand der Verfahrensakten der Staatsanwaltschaft überprüft ES besteht kei-
ne Veranlassung, die Staatsanwaltschaft anzuweisen, Ermittlungen aufzunehmen oder gar die 
öffentliche Klage zu erheben. 

Die Staatsanwaltschaft hat zu Recht die Annahme eines Anfangsverdachts abgelehnt 

Ihr Beschwerdevorbringen führt nicht zu einer anderen Bewertung. 

Der erhobene Vorwurf der Rechtsbeugung nach § 339 des Strafgesetzbuches ist unbegrün-
det. Nach ständiger Rechtsprechung ist eine Rechtsbeugung nur dann gegeben, wenn sich 
die entscheidende Person bewusst und in schwerwiegender Weise vom Gesetz entfernt und 
ihr Handeln anstatt an Gesetz und Recht an Maßstäben ausrichtet, die im Gesetz keinen Aus-
druck gefunden haben. Anhaltspunkte für eine solche rechtsfeindliche Gesinnung sind bei den 
Beanzeigten nicht ansatzweise erkennbar. 

Spredueiten 
oe:oolzeo Uhr 
13:30-15:30 Uhr 
Freitag.  09:00-1100 Uhr 

Bankverbindung Verkehrsanbindung Parkmöglichkeiten 
Vorn Hauptnabobonline agasigir  
awass  eme 

Die Datenschutzerkliuung zur informadonspflicht nach Artikel 13 und 14 der Datenschutz-Grundverordpung (13SGVO) und § 43.7 • 
LandesdatenscNegneetz tincieri Sie auf der Stansee des internetaufiritts unteissmoims. Auf Wunsch Ober 
senden wir diesSienteridnel auch in Papiertone.  
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TAUSANWALTSCHAFT 

Auch andere Straftatbestände scheiden aus. § 339 StGB entfaltet dergestalt eine. Sperrwir-
kung, dass der jeweilige Entscheidungsträger wegen anderer in Zusammenhang mit der Ent-
scheidung stehender Deliktsvorwürfe allenfalls nur dann belangt werden kann, wenn zugleich 
der Tatbestand der Rechtsbeugung erfüllt ist. Da dies gerade nicht der Fall ist, kommt die An-
wendung anderer Deliktstatbestände ohnehin nicht in Betracht 

Ergänzend teile ich mit, dass die Staatsanwaltschaft auf Ihr Schreiben vorn 
09.03.2020 ein Prüfungsverfahren gegen Staatsanwältin • angelegt hat. 

Die Beschwerde weise Ich als unbegründet zurück. 

Gegen diesen Bescheid ist der Antrag auf gerichtliche Entscheidung gemäß § 172 
Abs. 2 StPO zulässig. Der Antrag ist binnen einer Frist von einem Monat, gerechnet 
vom Zugang des Bescheides, bei dem es 
sauspia einzureichen. Er muss die Tatsachen, weiche die 
Erhebung der öffentlichen Klage begründen sollen, und die Beweismittel angeben. 
ncr Antrag muss von einer Rechtsanwältin oder einem Rechtsanwalt unterzeichnet 

(:)r die Prozesskostenhilfe gelten dieselben Vorschriften wie in bürgerlichen 
Rechtsstreitigkeiten. 

Der Antrag kann auch als elektronisches Dokument eingereicht werden. Eine einfa-
che E-Mail genügt den Anforderungen nicht. 

Das elektronische Dokument muss 
- mit einer qualifizierten elektronischen Signatur der verantwortenden Person verse- 
hen sein oder 
- von der verantwortenden Person signiert und auf einem sicheren Übermittlungs- 
weg eingereicht werden. 

Ein elektronisches Dokument, das mit einer qualifizierten elektronischen Signatur 
der verantwortenden Person versehen ist, darf wie folgt übermittelt werden: 
- auf einem sicheren Übermittlungsweg oder 
- über eine Anwendung, die auf OSCI oder einem diesen ersetzenden, dem jeweiligen 
Stand der Technik entsprechenden, Protokollstandard beruht an das besondere elek-
tronische Behördenpostfach des 

Wegen der sicheren Übermittlungswege wird auf § 32a Abs. 4 StPO verwiesen. Hin-
sichtlich der weiteren Voraussetzungen zur elektronischen Kommunikation mit den 
Staatsanwaltschaften und Gerichten wird auf die Verordnung über die technischen 
Rahmenbedingungen des elektronischen Rechtsverkehrs und über das elektroni-
sche Behördenpostfach (ERVV) in der jeweils geltenden Fassung sowie auf die Inter-
netseite wwwjustiz.de verwiesen. 
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Mit freundlichen Grüßen 
gez. 

IMMO 
Oberstaatsanwalt 

000000000000 ....4460.4••••••••••••••••••••••••••• ttttttttttttt tttttt •••••••• ******** 

Dieses $chdftstück ist maschinell erstellt und wird nicht unterschrieben. 

  

* ** .0 7 

 

  


